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Totalrevision des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2006 über Beiträge an die Aufwen­
dungen der Kantone für Stipendien und Studiendarlehen im tertiären Bildungsbereich 
(Ausbildungsbeitragsgesetz, SR 416.0); Vernehmlassungsantwort 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Brief vom 31. Oktober 2012 hat der Bund die Kantonsregierungen eingeladen, zum Ent­
wurf der Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes vom 6. Oktober 2006 und zu den ge­
stellten Fragen bis am 14. Februar 2013 Stellung zu nehmen. 

Der Regierungsrat dankt für die Gelegenheit, sich zu diesem Thema äussern zu können und 
nimmt gerne wie folgt Stellung: 

1. Einleitung 

Anlass zur Revision bot die vom Verband Schweizer Studierendenschaften (VSS) am 20. Ja­
nuar 2012 eingereichte Stipendieninitiative. Diese fordert eine Änderung von Artikel 66 der 
Bundesverfassung. Durch eine Veriagerung der Rechtsetzungs- und Finanzierungskompetenz 
von den Kantonen auf den Bund soll ein massiver Ausbau der Leistungen für Studierende der 
Tertiärstufe und eine Harmonisierung im Stipendienwesen erreicht werden. Der Bund soll ei­
nerseits festlegen können, wer unter welchen Bedingungen und in welcher Höhe Ausbildungs­
beiträge erhält. Die Leistungen sollen andererseits so ausgebaut werden, dass für die Studie­
renden ein minimaler Lebensstandard gesichert ist. Nach Berechnungen der Initianten würde 
dies zu jähriichen Mehrkosten von mindestens 500 Mio. Franken führen. Damit würde künftig 
etwa ein Fünftel der rund 250'000 Studierenden finanziell unterstützt. 

Der Bundesrat möchte mit seinem indirekten Gegenvorschlag dem von den Initianten vorge­
brachten Anliegen der bundesweiten Harmonisierung des Stipendienwesens Nachdruck ver­
leihen und seine beschleunigte Umsetzung fördern. Zu diesem Zweck hat der Bundesrat neu 



die gezielte Aufnahme von formellen Bestimmungen in den Entwurf zum Ausbildungsbeitrags­
gesetz aufgenommen. Die Bestimmungen entsprechen der am 18. Juni 2009 von der Plenar-
versammlung der Schweizerischen Konferenz der Erziehungsdirektoren (EDK) verabschiede­
ten interkantonalen Vereinbarung zur Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen (Stipendien­
konkordat). Zweck dieses Konkordats ist die Förderung der gesamtschweizerischen Harmoni­
sierung von Ausbildungsbeiträgen sowohl auf der bildungspolitisch wichtigen Sekundarstufe II 
als auch auf der Tertiärstufe. Das Stipendienkonkordat legt Mindestnormen fest und definiert 
die berechtigten Ausbildungen sowie die Form, die Höhe, die Bemessung und die Dauer der 
Berechtigung. Das Konkordat regelt weiter den stipendienrechtlichen Wohnsitz (Zuständigkeit 
unter den Kantonen) sowie die Zusammenarbeit unter den Vereinbarungskantonen und mit 
dem Bund. 

Der Entwurf zum geänderten Ausbildungsbeitragsgesetz schliesst sich an die Initiative der 
Kantone an. Der Kanton Bern, welcher dem Stipendienkonkordat beigetreten ist, begrüsst 
- unter Vorbehalt der nachfolgenden Bemerkungen und Anträge - grundsätzlich die vom 
Bund eingeschlagene Richtung, wobei die Autonomie der Kantone angesichts ihrer Finanzie­
rungsverantwortung nicht unnötig beschränkt werden darf. 

2. Verfassungsmässige Regelungskomptenz 

Nach Art. 66 Abs. 1 der Bundesverfassung kann der Bund den Kantonen Beiträge an ihre 
Aufwendungen für Ausbildungsbeiträge an Studierende von Hochschulen und anderen Institu­
tionen des höheren Bildungswesens gewähren. Er kann die interkantonale Harmonisierung der 
Ausbildungsbeiträge fördern und Grundsätze für die Ausrichtung von Ausbildungsbeiträgen 
festlegen. 

Die verfassungsrechtliche Grundlage geht von der interkantonalen Harmonisierung der Ausbil­
dungsbeiträge aus, belässt die Kompetenz zur Regelung der Ausbildungsbeiträge und damit 
die Kompetenz, die von der Verfassung angestrebte Harmonisierung herbeizuführen, aber 
grundsätzlich bei den Kantonen. 

Dem Stipendienkonkordat sind per Ende 2012 mittlenweile zehn Kantone beigetreten. Mit dem 
Beitritt des Kantons Glarus als zehntem Unterzeichner des Konkordats ist das notwendige 
Quorum für die Inkraftsetzung erreicht. In weiteren Kantonen ist der Ratifizierungsprozess so 
weit fortgeschritten, dass ein Beitritt unmittelbar bevorsteht. Der Vorstand der EDK wird vo­
raussichtlich im Januar 2013 über den Zeitpunkt der Inkraftsetzung entscheiden. Damit wird 
das Stipendienkonkordat zur Realität. 

Vor diesem Hintergrund erscheinen die Artikel 5 bis 13 des Entwurfs zum geänderten 
Ausbildungsbeitragsgesetz aus folgenden Gründen problematisch: 

• Eine Harmonisierung der Ausbildungsbeiträge wird nicht allein durch die Bestimmun­
gen des Konkordats herbeigeführt. Teil des Harmonisierungsprozesses ist insbesonde­
re das gemeinsame Handeln der Vereinbarungskantone im Rahmen der Grundsätze 
des Konkordats und, soweit sinnvoll, die gemeinsame Weiterentwicklung des interkan­
tonalen Rechts im Rahmen des Vollzugs. Der Eriass von Vollzugsbestimmungen (Art. 
20 Stipendienkonkordat) ist Teil des Harmonisierungsprozesses. Das hat zur Folge, 
dass die Formulierungen im Stipendienkonkordat zwar Ausgangspunkte der interkan­
tonalen Harmonisierung darstellen, letztendlich aber nicht allein massgebend sind. Die 
im Entwurf zum geänderten Ausbildungsbeitragsgesetz enthaltenen formalen Beitrags­
voraussetzungen decken somit nur einen Teil der Harmonisierungsstandards ab. 

• Eine parallele Rechtsetzung (Bundesgesetz - Stipendienkonkordat) ist den künftigen 
Entwicklungen in der Umsetzungspraxis nicht förderiich. Aufgrund der unterschiedli­
chen Regelungszuständigkeiten (eidgenössisches Pariament auf der einen und die 



Vereinbarungskantone auf der anderen Seite) besteht die Gefahr einer ungleichen 
Entwicklung der heute noch praktisch gleich lautenden Bestimmungen. 

• Die Artikel 5 bis 13 des Entwurfs entsprechen zwar inhaltlich den entsprechenden Best­
immungen des Stipendienkonkordats. Allerdings ist weder die Reihenfolge überein­
stimmend noch der Wortlaut immer deckungsgleich. Dies irritiert und lässt Raum für 
Fehlinterpretationen. Zudem besteht die Gefahr, dass bei der Beurteilung von individu­
ellen Beitragsgesuchen in den Kantonen auslegungsbedürftige Tatbestände nach Bun­
desrecht ausgelegt werden, was angesichts der verfassungsrechtlichen Zuordnung des 
Regelungsgegenstandes gemäss Art. 66 BV nicht der Fall sein darf. 

Der Kanton Bern schlägt deshalb vor, die Regelungskompetenz im Stipendienrecht gemäss 
Bundesverfassung weiterhin bei den Kantonen zu belassen und auf eine detaillierte Regelung 
der „Voraussetzungen für die Gewährung von Bundesbeiträgen" zu verzichten. Stattdessen 
kann in Artikel 3 Absatz 2 konkret auf das massgebende interkantonale Recht verwiesen wer­
den: 

„ Der Bund gewährt den Kantonen Beiträge, sofern sie mit ihren Ausbildungsbeiträgen das mit der inter­
kantonalen Vereinbarung zur Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen vom 18. Juni 2009 definierte 
Recht einhalten." 

Mit einer solchen Formulierung würde der Bund die Harmonisierungsbestrebungen der Kanto­
ne fördern und bisher zögeriiche Kantone dazu motivieren, dem Stipendienkonkordat beizutre­
ten, ohne dabei die verfassungsmässige Regelungskompetenz der Kantone zu tangieren. Die 
Bestimmung würde sich zudem an die Grundsätze der Rechtsetzungstechnik halten. 

3. Verteilung der Bundesbeiträge 

Der Entwurf sieht vor, die Bundesbeiträge an die Kantone neu an den (auf Tertiärstufe) er­
brachten Leistungen und nicht mehr nach Massgabe der Bevölkerung zu bemessen. 

Im Fall des Kantons Bern bewirkt der neue Verteilschlüssel eine Herabsetzung der Bundesbei­
träge von heute rund 3 Mio. Franken auf knapp 2 Mio. Franken jähriich. Angesichts seiner 
äusserst angespannten Finanzlage bedauert der Kanton Bern diesen Systemwechsel und die 
damit verbundene Kürzung von jähriich rund 1,2 Mio. Franken Bundesbeiträge. 

Eine Orientierung am Aufwand ist zudem auch aus übergeordneter Perspektive nicht ange­
zeigt. So legten die eidgenössischen Räte im Rahmen der Behandlung der NFA-
Ausführungsgesetzgebung 2006 bewusst die Bevölkerungszahl der Kantone als Massstab 
fest, weil ein aufwandorientiertes System mit der Gefahr von Fehlanreizen durch Verflechtung 
zwischen Bund und Kantonen vermieden werden sollte, weil ein einfaches System angestrebt 
wurde und weil derselbe Verteilschlüssel auch in anderen Bereichen zur Anwendung kommt. 
Wir weisen ausserdem darauf hin, dass etwa auch die Kosten für die Geschäftsstelle des Sti­
pendienkonkordats nach Massgabe der Bevölkerungszahlen auf die Vereinbarungskantone 
aufgeteilt werden (Artikel 21 Absatz 3 Stipendienkonkordat). 

Der Kanton Bern stellt den Antrag, die Bemessung der Bundesbeiträge weiterhin nach 
Massgabe der Bevölkerung vorzusehen. 

Für den Fall, dass Sie dennoch an einer Orientierung an den effektiven Leistungen der Kanto­
ne festhalten sollten, schlagen wir Ihnen im Sinne eines Eventualantrags vor, nicht auf den 
Gesamtaufwand der Kantone abzustellen. Denn es ist u.E. nicht Sinn und Zweck des Stipen­
dienwesens, möglichst hohe Ausbildungsbeiträge auszurichten, sondern vielmehr möglichst 
jenen Ausbildungswilligen mit angemessenen Beiträgen eine Ausbildung zu ermöglichen, wel­
che ohne Unterstützung von der entsprechenden Ausbildung absehen würden; dies bitten wir 
Sie bei der Definition der anrechenbaren kantonalen Aufwendungen zu berücksichtigen, bei-



spielweise mittels Festsetzung eines maximalen anrechenbaren Frankenbetrags pro Stipendi­
um. 

4. Bemerkungen zur Höhe der Bundesbeiträge 

Aus unserer Sicht besteht eine gewisse Diskrepanz zwischen der Regelungsdichte auf Bun­
desebene und dem finanziellen Engagement des Bundes. Aufgrund des Prinzips der fiskali­
schen Äquivalenz müsste sich der Bund im Stipendienwesen deshalb mittelfristig auch finanzi­
ell wieder vermehrt einbringen. Dies gilt umso mehr, wenn der Antrag des Kantons Bern auf 
Streichung der Artikel 5 bis 13 im Gesetzesentwurf nicht aufgenommen werden sollte. Dabei 
dürfen die zusätzlichen Mittel jedoch nicht zu Lasten der übrigen Mittel der Botschaft über die 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI-Mittel) gehen. 

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen bei der Überarbeitung des Entwurfs danken wir 
Ihnen. 

Mit freundlichen Grüssen 

Im Namen des Regierungsrates 

Der Präsident 
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Vernehmlassung zur 
Totalrevision des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2006 über Beiträge an die Aufwendungen 
der Kantone für Stipendien und Studiendarlehen im tertiären Bildungsbereich 
(Ausbildungsbeitragsgesetz, SR 416.0) 

F r ä g e 1- a s t e r 

Rücksendung bis spätestens 14. Februar 2013 an vèmehmlassunq-stiDendien(a)sbf admin.ch 

Mit der Verwendung dieser Vorlage für Ihre Stellungnahme erleichtern Sie uns die Auswertung. 

Das Frageraster ist gegliedert in: ~ 

-Gesamtbeurteilung 
- Revisionsgrundsätze 

Formelle Harmonisierung . , 
Bemerkungen zu einzelnen Gesetzesartikeln 
Sonstige Bemerkungen 

Herzlidhen Dank für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung! 

Stellungnahme von: 

Kanton Bern. 

1. Gesamtbeurteilung 

Wie beurtéilen Sie insgesamt der\ vorliegenden Entwurf zur fotalrevision des Ausbildungsbei­
tragsgesetzes? 

^ eher negativ • keine Meinung 

Der Entwurf geht i n die r i c h t i g e Richtung. Die 
Regelungskomptenz bei den Ausbildungsbeiträgen 
i s t jedoch bei den Kantonen zu belassen (vgl. 
unsere Stellungnahme) . 

D eher positiv 

Bemerkungen: 

2. Revisionsgrundsätze 

2.1 Sind Sie der Ansicht, Gegenstand und Geltungsbereich des Gesetzes sollten mit der Totalrevi­
sion verändert werden? , 
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Ja. (vgl. unsere Stellungnahme) : 
2.2 Sind Sie der Ansicht, dass die formellen Harmonisierungsbestimmungen des kantonalen Kon- . 

/(o/-da/s ins Bundesgesetz aufgenoinmen werden sollen? ^ 

..Nein. (vgl. unsere Stellungnahme) 

2.3 Befürworten Sie die Anpassung des Verteilmodells für die Bundéssubvention im Bereich des 
Ausbildungsbeitragswesens, welches neu die effektiven Aufwendungen der Kantone honoriert? 

Nein. Der Kanton Bern stellt den Antrag, die Bemessung der 
Bunde sbei.tr äge weiterhin nach Massgabe der Bevölkerung 
vorzusehen ., : '. 

3. Formelle Harmonisierung 

3.1 Erachten Sie die .Übernahme der Alterslimite für Stipendien von 35 Jahren ins Bundesgesetz 
als sinnvoll? 

Nein . ( v g l . unsere Stellungnahme).,.; : 

3.2 Erachten Sie die Bestimmungen bezüglich freie Wahl von Studieneinrichtung und Studienort a\s 
sinnvoll? , 

Nein . ( v g l . unsere Stellungnahme) 

3.3 Erachten Sie die Erwähnung der Dauer für die Bezugsmöglichkeit von Ausbildungsbeiträgen bei 
Teilzeitstudien aus sozialen, familiären oder gesundheitlichen Gründen als sinnvoll? 

Nein . ( v g l . unsere Stellungnahme) 

3.4 Finden Sie die Präzisierung der Empfängerinnen und Empfänger von Ausbildungsbeihilfen hilf­
reich? . 

Nein . ( v g l . unsere Stellungnahme) 

3.5 Welche weiteren formellen Harmonisierungsbestimmungen sollten aus Ihrer Sicht ins Bundes­
gesetz aufgenommen werden? 

Keine : .: 

4. Bemerkungen zu einzelnen Gesetzesartikeln 

Auf die A r t i k e l 5 bis 13 i s t zu verzichten 
A r t i k e l 3 Absatz 2 i s t neu zu formulieren: Der Bund gewährt 
den Kantonen Beiträge, sofern sie mit ihren Ausbildungs-
beiträgen , das mit der interkantonalen Vereinbarung zur 
Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen vom.18. Juni 2009 . 
de f i n i e r t e Recht einhalten 

2/3 
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5. Sonstige Bemërkungen 

Hinweise.-Kommentare, Präzisierungen, Anliegen und weitere Bemerkungen können untenste­
hend dargestellt werden. ^ , ; , 

Wir verweisen auf unsere ausführliche Stellungnahme............... 

. • • • • ' ' • • • • 
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